
LANDKREIS RASTATT  

 

Kontakt Öffnungszeiten  Bankverbindung 

Landratsamt Rastatt  Mo. und Do. 08:00 – 16:00 Uhr  Kontoinhaber: Landkreis Rastatt 

Am Schlossplatz 5         Di. und Fr. 08:00 – 12:00 Uhr  Sparkasse Rastatt-Gernsbach 

76437 Rastatt Mi. geschlossen  IBAN: DE06 6655 0070 0000 0033 92  

www.landkreis-rastatt.de                  Bitte vereinbaren Sie einen Termin.                         SWIFT-BIC: SOLADES1RAS 

 

jw 

| Landratsamt Rastatt | Postfach 1863 | 76408 Rastatt | Landratsamt Rastatt 
 Amt für Baurecht, Naturschutz und Bußgeldverfahren 

Baurecht 

Schwetlick Projekt Hügelsheim GmbH 

Herr Udo Schwetlick 

Im Albersbach 64 

77654 Offenburg 

Frau Weber 
Zimmer:  C 3.17 
Telefon:  07222 381-5110 
Fax:  07222 381-5199 
E-Mail:  baurecht@landkreis-rastatt.de 
Datum:  11. Juni 2026 
Aktenzeichen: 2059-2025 

 Die Europäische Datenschutzgrundverordnung sieht in Artikel 13 
und 14 vor, dass die oder der Verantwortliche Sie als betroffene 
Person zur Verarbeitung Ihrer personenbezogenen Daten infor-
miert. Die Informationen für Sie als Betroffene*r finden Sie unter 
www.landkreis-rastatt.de/datenschutzhinweise. Wählen Sie dort 
das oben genannte Fachamt sowie Sachgebiet aus. Auf Wunsch 
senden wir Ihnen diese Information auch gerne in Papierform zu. 

Baugenehmigung 

Sehr geehrter Herr Schwetlick, 

für das oben bezeichnete Bauvorhaben wird nach § 58 Landesbauordnung (LBO) die Baugenehmigung 

erteilt. 

Von den Festsetzungen des Bebauungsplanes und der LBO liegen Abweichungen vor und es werden 

folgende Entscheidungen getroffen: 

Die Befreiung nach § 56 Abs. 5 LBO von den Regelungen des Bebauungsplanes „Unten an der Land-

straße II - 2. Teiländerung“ wird erteilt für die Zulassung der 27 Stellplätze für alle Nutzungen statt der 

geforderten 1,5 Stellplätze je Wohneinheit (51 Stellplätze). 

Befreiung nach § 56 Abs. 5 in Verbindung mit § 37 Abs 1 LBO für die Zulassung der Verpflichtung zur 

Herstellung von einem Kfz-Stellplatz je Wohnung (VwV Stellplätze I. zu § 37 Abs. 1, Nr. 2 Altenwoh-

nungen). 

 

 

 

Antragsteller: Schwetlick Projekt Hügelsheim GmbH, Herr Udo Schwetlick, Im Albersbach 64, 77654 Offenburg 

Vorhaben: Neubau Betreutes Wohnen 

Grundstück: 76549 Hügelsheim, Wagnerstraße 

Gemarkung: Hügelsheim 

Flurstück: 6090/0 und 6091/0 
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Bestandteile dieser Baugenehmigung sind: 

1. die mit Genehmigungsvermerk versehenen Bauvorlagen – gegebenenfalls in der vom Landratsamt 
per Grüneintrag abgeänderten Form – 

2. allgemeine Hinweise 
3. die als Anlage beigefügten Bedingungen, Auflagen, Gründe und Hinweise 
4. Gebührenbescheid 

Ausfertigungen mit genehmigten Antragsunterlagen: 

• Bauherr 
• Bürgermeisteramt Hügelsheim 
• Prüfingenieur: Herr Dipl.-Ing. Timo Winter, Fritz-Erler-Str. 25, 76133 Karlsruhe 

Ausfertigungen ohne Antragsunterlagen: 

• Umweltamt im Haus 

• Gesundheitsamt im Haus 
• Amt für Veterinärwesen und Lebensmittelüberwachung im Haus 

Ihr Recht 

Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats Klage erhoben werden beim 

Verwaltungsgericht Karlsruhe 

Nördliche Hildapromenade 1 

76133 Karlsruhe. 

Freundliche Grüße 

gez. Weber 
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Nebenbestimmungen und Hinweise 

Hinweise zu Bauplanungsrecht und Gebäudeklasse: 

Bauplanungsrechtlich wird das Vorhaben nach § 30 Baugesetzbuch (BauGB) beurteilt. 

Es handelt sich um ein Gebäude der Gebäudeklasse 3 (nach § 2 Abs. 4 LBO). 

 

Bedingungen für die Baufreigabe (aufschiebende Bedingung 010): 

Die Erteilung des Baufreigabescheines - „Roter Punkt“ - erfolgt erst nach Vorlage 

1. der geprüften bautechnischen Nachweise (§ 2 Abs. 1 Ziffer 5 LBOVVO) - siehe auch Aufla-
ge 115 – 
 

Hinweis 100a: 

Das Bauvorhaben unterliegt der Bauüberwachung. Es wird die Schlussabnahme vorgeschrieben. 

Der Beginn der Bauarbeiten ist anzuzeigen. Der Baurechtsbehörde ist rechtzeitig schriftlich oder in 

Textform mitzuteilen, wann die Voraussetzungen für die Durchführung dieser Abnahme gegeben ist 

(§ 67 Abs. 2 LBO). 

Auflage 100so: 

Die Schlussabnahme ist 4 Wochen vor Bezug beziehungsweise Benutzung mit dem beigefügten Schrei-

ben zu beantragen. 

Hinweis 102a: 

Die bauliche Anlage ist so herzustellen, dass sie von Menschen mit Behinderung oder alten Menschen 

zweckentsprechend ohne fremde Hilfe genutzt werden kann (barrierefreie Anlage i.S.v. § 39 LBO). 

Die Anforderungen des § 39 LBO in Verbindung mit DIN 18040-2 sind bei der Bauausführung zu beach-

ten. 

Hinweis 103: 

Es besteht die Möglichkeit, dass bei der Durchführung von in den Boden eingreifenden Maßnahmen 

bisher unerkannte Funde oder Fundplätze (Bodenfunde) entdeckt werden. Diese sind nach § 20 Denk-

malschutzgesetz dem Landesdenkmalamt zu melden. 

Der Fund oder die Fundstelle sind bis zum Ablauf des vierten Werktages nach der Anzeige in unverän-

dertem Zustand zu erhalten, sofern nicht die zuständige Denkmalbehörde mit einer Verkürzung der 

Frist einverstanden ist. 

Auflage 108: 

Dem Landratsamt ist vor Baubeginn ein Nachweis darüber vorzulegen, dass Grundriss, Grenzabstände 

und Höhenlage des Gebäudes entsprechend den genehmigten Plänen eingehalten sind (§ 59 Abs. 3 in 

Verbindung mit § 66 Abs. 4 LBO). Dieser Nachweis muss von einem Sachverständigen für Vermes-

sungswesen im Sinne von § 5 Abs. 2 LBOVVO ausgestellt sein. 
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Hinweis 113: 

Bei der Bauausführung sind die Vorschriften des Gebäudeenergiegesetzes (GEG) in der derzeit 

geltenden Fassung zu beachten. 

Nach Fertigstellung der baulichen Anlage sind die Nachweise (Erfüllungserklärung) zur Einhaltung der 

Anforderungen nach § 10 GEG vom Bauherrn unverzüglich vorzulegen (§ 2 Abs. 1 GEG-DVO). Die Er-

füllungsklärung können Sie gerne in Textform per E-Mail an klimaschutz-bau@landkreis-rastatt.de 

übermitteln.  

Weitere Informationen erhalten Sie unter www.um.baden-wuerttemberg.de unter dem Stichwort „Ge-

bäudeenergiegesetz“ oder unter https://um.baden-wuerttemberg.de/de/klima-

energie/energieeffizienz/gebaeude/gebaeudeenergiegesetz. 

Auflage 115: 

Die bautechnischen Nachweise nach § 9 Verfahrensverordnung zur Landesbauordnung (LBOVVO) sind 

der prüfenden Stelle siehe Auflage 91005 dieser Baugenehmigung zur Prüfung vorzulegen (§ 17 Abs. 3 

LBOVVO). 

Die Prüfung der bautechnischen Nachweise wird durch das Landratsamt veranlasst. Mit den Bauarbei-

ten darf erst begonnen werden, wenn die bautechnischen Nachweise geprüft und genehmigt wurden 

und der Baufreigabeschein (Roter Punkt) erteilt ist (§ 59 Abs. 1 LBO). 

Zur Erteilung des Baufreigabescheines ist der Baurechtsbehörde eine Bautechnische Prüfbestätigung 

des Prüfingenieurs vorzulegen. 

Hinweis 116: 

Spätestens 12 Monate nach Fertigstellung der baulichen Anlage ist der Nachweis zur Einhaltung der 

Anforderungen nach dem Klimaschutzgesetz- und Klimawandelanpassungsgesetz Baden-

Württemberg (KlimaG BW) und der Photovoltaik-Pflicht-Verordnung (PVPf-VO), jeweils in 

der derzeit geltenden Fassung, unaufgefordert einzureichen. 

Hinweis 117: 

Die geprüften bautechnischen Nachweise sind Bestandteil der Baugenehmigung und Grundlage für die 

Bauausführung. 

Hinweis 119: 

Die Vorschriften über Schallschutz im Hochbau (§ 14 LBO und DIN 4109 der neuesten Fassung) sind 

bei der Bauausführung zu beachten. 

Auflage 130: 

Die Korrekturen (Grüneinträge) in den genehmigten Bauvorlagen sind zu beachten. 
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Auflage 132c: 

Die folgenden Nebenbestimmungen und Hinweise des Brandschutzsachverständigen sind Bestandteil 

dieser Baugenehmigung: 

Auflagen und Bedingungen des Brandschutzsachverständigen: 

1. Die im Brandschutzkonzept 25826-20 tk vom 2. Dezember 2025, aktualisiert am 25. Februar 2026 

dargestellten und benannten Maßnahmen sind zur Erfüllung der Schutzziele umzusetzen.  

Nachträgliche Änderungen bei der Bauausführung gegenüber dem genehmigten Konzept sind nur 

nach vorheriger Abstimmung mit dem Baurechtsamt möglich. Bei relevanten Eingriffen in die 

Schutzziele des Brandschutzkonzeptes kann ein weiterer Bauantrag inklusive angepasstem Brand-

schutzkonzept erforderlich werden. 

Bis zur Schlussabnahme des Gesamtvorhabens ist eine schriftliche Erklärung eines Sachverständi-

gen für vorbeugenden Brandschutz vorzulegen, in welcher die Umsetzung der Inhalte aus dem ge-

nehmigten Brandschutzkonzeptes zu diesem Vorhaben bestätigt wird. 

2. Die Aufzüge, die Haltepunkte in mehr als einem Rauchabschnitt haben, müssen über eine Brand-

fallsteuerung mit Brandmeldern an mindestens einem Haltepunkt in jedem Rauchabschnitt verfü-

gen. 

Hinweis 132d: 

Die folgenden Nebenbestimmungen und Hinweise des Landratsamtes Rastatt – Umweltamt - sind Be-

standteil dieser Baugenehmigung:  

Fachabteilung Gewerbeaufsicht: 

Immissionsschutz: 

1. Es ist sicherzustellen, dass der Beurteilungspegel der Geräuschimmissionen den unter Nummer 6.1 

der Technischen Anleitung zum Schutz gegen Lärm (TA Lärm) angegebenen Immissionsrichtwert - 

gemessen am maßgeblichen Immissionsort (0,5 m vor den geöffneten, vom Lärm am stärksten be-

troffenen Fenstern)- nicht überschreitet. 

Maßgeblicher Immissionsort Beurteilungspegel 

 tags nachts 

Betreutes Wohnen, 2. Oberge-

schoss, Wohnung 23, Wagnerstra-

ße (Mischgebiet) 

60 dB(A) 45 dB(A) 

Wohnhaus, Wagnerstraße 12 a 

(Mischgebiet) 

60 dB(A) 45 dB(A) 

Wohnhaus, Korbmacherstraße 6, 

(allgemeines Wohngebiet) 

55 dB(A) 40 dB(A) 

Einzelne Geräuschspitzen dürfen den jeweiligen Immissionsrichtwert am Tag um nicht mehr als 30 

dB(A) und in der Nacht um nicht mehr als 20 dB(A) überschreiten. 

Anmerkung: Es wurden drei Wärmepumpen auf dem Dach und ein Klimaaußengerät im Erdgeschoss 
festgelegt. 
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2. Bei Geräuschübertragungen innerhalb von Gebäuden oder bei Körperschallübertragung betragen 

die Immissionsrichtwerte für den Beurteilungspegel für betriebsfremde schutzbedürftige Räume 

tags 35 dB(A) und nachts 25 dB(A). 

Einzelne kurzzeitige Geräuschspitzen dürfen die Immissionsrichtwerte um nicht mehr als 10 dB(A) 

überschreiten. 

3. Das Klimagerät darf aus Gründen des Lärmschutzes zwischen 22 Uhr und 6 Uhr nicht betrieben 

werden. 

4. Anlieferungen sind aus Gründen des Lärmschutzes zwischen 22 Uhr und 6 Uhr nicht zulässig. 

Arbeitsschutz: 

1. Schiebetüren im Verlauf von Hauptfluchtwegen, die ausschließlich manuell betätigt werden, sind 

nicht zulässig. Automatische Schiebetüren dürfen nur verwendet werden, wenn sie bei Ausfall der 

Energiezufuhr selbsttätig öffnen oder über eine manuelle Öffnungsmöglichkeit (Break-Out) verfü-

gen und sie den „Technischen Baubestimmungen an Automatische Schiebetüren in Rettungswe-

gen“ entsprechen. 

2. Toilettenräume sind mit verschließbaren Zugängen zur Verfügung zu stellen. Jede Toilettenzelle 

und jeder Toilettenraum mit nur einer Toilette muss von innen abschließbar sein. 

3. Bei Nutzung von gefangenen Räumen muss die Alarmierung im Gefahrfall sichergestellt sein. 

4. Hauptfluchtwege und ggf. erforderliche Nebenfluchtwege sind nach Arbeitsstättenverordnung in 

Verbindung mit der Technischen Regel für Arbeitsstätten (ASR) A2.3 „Fluchtwege und Notausgän-

ge“ und ASR A1.3 „Sicherheits- und Gesundheitsschutzkennzeichnung“ einzurichten und zu kenn-

zeichnen. 

5. Die Anforderungen der ASR A2.3 in Bezug auf die lichte Mindestbreite der Fluchtwege ist in Abhän-

gigkeit der höchstmöglichen Anzahl an Personen einzuhalten. 

6. Im Freien liegende Verkehrswege, insbesondere Treppen, müssen sicher benutzbar sein. Hierbei 

sind Witterungseinflüsse zu berücksichtigen. Erforderliche Schutzmaßnahmen können z. B. ein Win-

terdienst sein. 

7. Auf den Dachflächen sind für spätere Wartungs- oder Reinigungsarbeiten (unter anderem PV-

Anlage) auf Grundlage der Gefährdungsbeurteilung geeignete Maßnahmen gegen Absturz im Sinne 

der Arbeitsstättenverordnung (ArbStättV) in Verbindung mit der Technischen Regel für Arbeitsstät-

ten (ASR) A2.1 „Schutz vor Absturz und herabfallenden Gegenständen, Betreten von Gefahrenbe-

reichen“ zu ergreifen. Bauliche und technische Maßnahmen (Anbringen von Absturzsicherungen, z. 

B. Umwehrungen) haben Vorrang vor organisatorischen und individuellen Schutzmaßnahmen. 

8. Die PKW-Ladestationen und die Ladestationen für die Scootmobile sind nach Herstellerangaben zu 

warten und zu betreiben. 

9. Für den Raum „PV-Speicher/Batterie“ sind sicherheitstechnische Schutzmaßnahmen vorzusehen, 

unter anderem Lüftung, fachgerechte Installation, regelmäßige Wartung/Kontrolle, Sicherheitsab-

stände zu brennbaren Materialien sowie betriebs- und tätigkeitsspezifische Brandschutzmaßnah-

men. 

10. Im Rahmen seiner Gefährdungsbeurteilung gemäß § 5 des Arbeitsschutzgesetzes und den dazu 

erlassenen Rechtsverordnungen hat der Arbeitgeber rechtzeitig mögliche Gefährdungen der Sicher-

heit und Gesundheit der Beschäftigten zu ermitteln und zu beurteilen. Besonders zu berücksichti-
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gen sind dabei der Stand der Technik, Arbeitsmedizin und Hygiene. Die daraus resultierenden Maß-

nahmen des Arbeitsschutzes sind umzusetzen und auf ihre Wirksamkeit zu überprüfen. 

11. Türen im Verlauf von Fluchtwegen sowie Notausstiege müssen sich leicht und ohne besondere 

Hilfsmittel öffnen lassen, solange Personen auf die Nutzung der Fluchtwege angewiesen sind. 

12. Fluchtwege, Notausgänge und Notausstiege müssen ständig in den erforderlichen Abmessungen 

freigehalten werden. 

13. Bei Arbeitskleidung oder Umgang mit kontaminierter Wäsche muss die Biostoffverordnung in Ver-

bindung mit der TRBA 250 eingehalten werden. 

Fachabteilung Altlasten & Bodenschutz: 

Altlasten: 

Das Bauvorhaben befindet sich innerhalb der im Bodenschutz- und Altlastenkataster des Landes Ba-

den-Württemberg registrierten schädlichen Bodenveränderung „SBV Unten an der Landstraße II (pfc) / 

Flst. 6090 / 6091“ mit der Flächen-Nr. 3253-002. Diese ist mit dem Handlungsbedarf „Sanierung“ und 

dem Kriterium „Sicherungsmaßnahme“ bewertet. Bei der schädlichen Bodenveränderung handelt es 

sich um PFAS-Kontaminationen im Boden, die auf das Aufbringen von mit PFAS verunreinigtem Kom-

post im Zeitraum zwischen 2004 und 2008 zurückzuführen sind.  

Für die belasteten Flächen wurde ein Sanierungsplan erstellt (6. Oktober 2020, Arcadis Germany 

GmbH), welcher durch die zuständige Behörde für verbindlich erklärt wurde (Verbindlichkeitserklä-

rung 8. Dezember 2020, Landratsamt Rastatt, Umweltamt). Im Sanierungsplan bzw. in der Verbind-

lichkeitserklärung sind die für die Sanierung bzw. Sicherung vorgesehenen Maßnahmen und Vorge-

hensweisen, die im Zuge der geplanten Bebauung durchzuführen sind, ausführlich beschrieben. 

Sämtliche Hinweise und Auflagen aus dem Sanierungsplan bzw. aus der Verbindlichkeitserklärung so-

wie die nachfolgend aufgeführten Punkte sind zu beachten: 

1. Im Bereich der geplanten Bebauung (Gebäude, Fahrwege und Parkplätze) findet Bodenaushub nur 

bis zu einer für die Gründung relevanten Höhe statt (ca. zwischen 0,2 – 0,8 m u. GOK). Die eigent-

liche Sicherung der Schadstoffquelle erfolgt in diesen Bereichen durch die Versiegelung mit der o.g. 

Bebauung. Im Bereich der späteren Grünflächen erfolgt der Bodenaushub bis in eine Tiefe von ca. 

0,6 m unter aktueller GOK. Diese Bereiche werden später mit angeliefertem Bodenmaterial wieder 

aufgefüllt. 

2. Sämtliches ausgehobenes Bodenmaterial ist grundsätzlich zu entsorgen bzw. zu verwerten (vgl. 

Sanierungsplan, Kap. 9.5.3). Hierfür sind Ausbau und externe Entsorgung / Verwertung des ord-

nungsgemäß nach den gesetzlichen Vorgaben bzw. den Vorgaben des Entsorgungsunternehmens 

zu deklarierenden Aushubmaterials zu dokumentieren. 

3. An dieser Stelle sei darauf hingewiesen, dass auf Teilbereichen des geplanten Baufeldes im Boden 

PFAS-Konzentrationen nachgewiesen wurden, welche die maximal zulässigen Konzentrationen für 

die Verwertungskategorie VK 3 gem. Leitfaden zur PFAS-Bewertung (BMUV, 21.02.2022) über-

schreiten. Dies wurde in dem vorgelegten Sanierungskonzept bislang nicht berücksichtigt. 

4. Das Sanierungskonzept muss vor Beginn der Baumaßnahme dementsprechend noch überarbeitet 

sowie um ein detailliertes Aushub- und Entsorgungskonzept ergänzt werden, aus welchem u.a. die 

(voraussichtlichen) Entsorgungswege sämtlicher anfallender Verwertungskategorien hervorgehen. 

Dies betrifft auch potentiellen Bodenaushub mit einer Einstufung > VK3. 

Landratsamt Rastatt -Untere Baurechtsbehörde-

B
es

ta
nd

te
il 

de
r 

B
au

ge
ne

hm
ig

un
g 

vo
m

 1
1.

 J
un

i 2
02

6



2059-2025 

 

8/14 

5. Nach der Baumaßnahme ist die Unversehrtheit der Versiegelung durch die Überbauung (Gebäude, 

Fahrwege und Parkplätze) dauerhaft zu gewährleisten. 

6. Die fachtechnische Kontrolle (Grundwasser-Monitoring) des Sanierungserfolges erfolgt durch eine 

über einen Zeitraum von 5 Jahren durchzuführende halbjährliche Beprobung der bestehenden 

Grundwassermessstellen GWM 1 – 4. Hierfür empfehlen wir die Abstimmung mit dem Eigentümer 

des Nachbargrundstückes (ALDI Grundstücksgesellschaft mbH & Co. KG) sowie mit der Gemeinde 

Hügelsheim. Im Zuge der Baumaßnahme ist daher besonderes Augenmerk auf den Erhalt der 

Grundwassermessstellen zu legen. Das Grundwassermonitoring sollte möglichst vor Start der Bau-

maßnahme begonnen werden. 

7. Sämtliche im Zuge der Baumaßnahme erforderlichen Sanierungsarbeiten sind durch ein geologi-

sches Fachinstitut fachgutachterlich zu begleiten und in einem Bericht zu dokumentieren. Der Be-

richt incl. sämtlicher Verwertungs- bzw. Entsorgungsnachweise ist nach Abschluss der Sanierungs-

maßnahme unaufgefordert dem Amt für Umwelt und Gewerbeaufsicht vorzulegen.  

Bodenschutz: 

1. Der Einbau mineralischer Ersatzbaustoffe in technische Bauwerke hat nach Vorgaben der Ersatz-

baustoffverordnung zu erfolgen. In Abhängigkeit der mineralischen Ersatzbaustoffe und deren Ma-

terialklasse bestehen nach § 22 ErsatzbaustoffV Anzeigepflichten. Unter anderem ist die Verwen-

dung von BM-F3/ BG-F3 und RC-3 Material ab einer Menge von 250 m³ der zuständigen Behörde 

schriftlich oder elektronisch anzuzeigen (4 Wochen vor Beginn des Einbaus). Ebenso ist innerhalb 

von 2 Wochen nach Abschluss der Baumaßnahmen eine Abschlussanzeige bei der zuständigen Be-

hörde vorzulegen. 

2. Für den Einbau von Bodenmaterial in bodenähnlichen Anwendungen (ohne technischen Zweck) 

sind die §§ 6 bis 8 der Bundesbodenschutz- und Altlastenverordnung (BBodSchV) maßgeblich. Hier-

zu gehören z.B. Aufschüttungen im Bereich späterer Grünflächen sowie auch Aufschüttungen ohne 

technischen Zweck unterhalb technischer Bauwerke. Für das Aufbringen von Bodenmaterial auf 

oder in einen durchwurzelbare Bodenschicht sind gemäß § 7 BBodSchV der die Vorsorgewerte der 

Anlage 1 Tabelle 1 und 2 der BBodSchV einzuhalten oder es ist Material zu verwenden, dass gemäß 

Anlage 1 Tabelle 3 der Ersatzbaustoffverordnung (ErsatzbaustoffV) als Bodenmaterial der Klasse 0 

(BM-0) klassifiziert wurde. Die Anforderungen an Bodenmaterial zum Einbringen außerhalb oder 

unterhalb der durchwurzelbaren Bodenschicht sind § 8 BBodSchV zu entnehmen. 

Hinweis 132e: 

Die folgenden Nebenbestimmungen und Hinweise des Landratsamtes Rastatt – Gesundheitsamt - sind 

Bestandteil dieser Baugenehmigung: 

Ambulante Pflegedienste und Tagespflegestätten sind gemäß §35 IfSG über das zuständige Gesund-

heitsamt überwachungspflichtig.  

Allgemeine Anforderungen:  

Trinkwasserinstallation:  

Gemäß § 13 TrinkwV müssen bei Planung, Ausführung und Betrieb der Trinkwasserinstallation mindes-

tens die allgemein anerkannten Regeln der Technik eingehalten werden.  
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Hinweise:  

Falls eine Großanlage zur Trinkwassererwärmung betrieben wird, sind die gemäß Trinkwasserverord-

nung geforderten orientierenden Untersuchungen der Hausinstallation auf Legionellen durchführen zu 

lassen.  

Wir weisen darauf hin, dass nicht genutzte oder nicht regelmäßig genutzte Entnahmestellen gemäß 

VDI 6023 alle 72h zu spülen sind. Es sind entsprechende Spülpläne zu erstellen.  

Hygieneplan:  

Die Tagespflege und der ambulante Pflegedienst sind gemäß §35 Infektionsschutzgesetz dazu ver-

pflichtet, einen einrichtungsspezifischen Hygieneplan mit integriertem Reinigungs- und Desinfektions-

plan zu erstellen. Dieser ist an die Gegebenheiten vor Ort und die angebotenen Leistungen anzupassen 

und in regelmäßigen Abständen und bei Veränderungen sofort zu aktualisieren.  

Gemäß der Baubeschreibung, Punkt 9 „Haustechnische Anlagen“ wird eine Lüftungsanlage eingebaut. 

Die Raumlufttechnischen Anlagen müssen so betrieben werden, dass keine Infektionsgefährdung von 

ihnen ausgeht. Die Wartung gemäß Herstellerangaben muss sichergestellt werden.  

Die Abfälle sind nach Abfallschlüssel zu trennen. Die korrekte Entsorgung der festen und flüssigen Ab-

fälle ist zu gewährleisten.  

Es ist an allen erforderlichen Stellen ein Händedesinfektionsmittel vorzuhalten.  

Die Fußböden der Verkehrsflächen, Aufenthalts- und Funktionsräume sollen reinigungsleicht und bei 

Bedarf desinfizierbar sein.  

Sanitäranlagen allgemein:  

Die Sanitäranlagen sind dem Nutzungszweck entsprechend als Personal- bzw. Bewohner/ Gästetoilette 

auszuweisen.  

Die Wände der Sanitäranlagen sowie Duschen sind angemessen hoch mit einem abwaschbaren Belag 

(z.B. Fliesen) zu versehen. Die Böden müssen gleitsicher und leicht zu reinigen sein.  

Die Handwaschplätze - mit Ausnahme der in den Wohnungen für das betreute Wohnen - sind mit ei-

nem Hygieneset (Seifenspender und einer hygienisch einwandfreien Handtrocknungsmöglichkeit) aus-

zustatten.  

Die Handwaschplätze der Sanitäranlagen für das Personal sind zusätzlich mit einem Händedesinfekti-

onsmittelspender auszustatten.  

Hauswirtschaftsräume:  

Die Trennung von reinen und unreinen Bereichen ist zu gewährleisten.  

Die Ausgussbecken sind mit einem Hygieneset (Seifenspender und hygienisch einwandfreie Handtrock-

nungsmöglichkeit) auszustatten.  

Sanitäranlagen:  

Die allgemeinen Anforderungen sind einzuhalten.  
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Hinweise:  

Da in den Sanitäranlagen auch pflegerische Tätigkeiten durchgeführt werden, weisen wir darauf hin, 

dass genügend Abstellmöglichkeiten für Hygienemittel und Kleidung in den Sanitäranlagen vorgehalten 

werden sollte.  

Aufenthaltsräume und Ruheräume:  

Die Böden, Einrichtungsgegenstände und Oberflächen müssen intakt, reinigungsleicht und bei Bedarf 

desinfizierbar sein.  

Hinweise:  

Die Verwendung von abwaschbaren bzw. waschbaren Bezügen für die textilen Einrichtungsgegenstän-

de wie Sessel, Liegen, Kissen, Decken etc. wird empfohlen.  

Abstellraum:  

Die Trennung von reinen und unreinen Bereichen ist zu gewährleisten.  

Stützpunkt:  

Die Lagerung der Medikamente ist in einem separater Schrank vorzuhalten.  

Für kühlpflichtige Medikamente ist ein Medikamenten Kühlschrank mit einliegendem minimum- maxi-

mum Thermometer notwendig.  

Für das Richten der Medikamente ist ein aseptischer Medikamentenrichtplatz auszuweisen. Die Richt-

fläche muss reinigungsleicht, desinfizierbar, gut ausgeleuchtet und kontaminationsgeschützt sein.  

Umkleide:  

Die separate Aufbewahrung von Privat-, sauberer und getragener Dienstkleidung muss gewährleistet 

sein.  

In der Umkleide ist ein Händedesinfektionsmittel vorzuhalten.  

Hinweise:  

Ein Wäscheabwurf ist erforderlich.  

Eine bodenferne Schuhablage wird empfohlen.  

Wir weisen darauf hin, dass die saubere Kleidung staubgeschützt zu lagern ist.  

Lager:  

Die Trennung von reinen und unreinen Bereichen ist zu gewährleisten.  

Hinweise:  

Wir weisen darauf hin, sollten in diesem Raum Sterilgüter und Verbandsmaterialien gelagert werden, 

ist eine staubgeschützte Lagerung zu gewährleisten.  

Hinweis 132f: 

Die folgenden Nebenbestimmungen und Hinweise des Amtes für Veterinärwesen und Lebensmittel-

überwachung sind Bestandteil dieser Baugenehmigung: 
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1. Handwaschbecken in Betriebsräumen 

In Betriebsräumen, in denen Lebensmittel be- oder verarbeitet werden, müssen genügend Hand-

waschbecken vorhanden sein. Handwaschbecken müssen mit Warmwasseranschluss und Mitteln zur 

hygienischen Händereinigung und zur hygienischen Händetrocknung (Einmalhandtücher) ausgestattet 

sein. Die Vorrichtungen zum Waschen der Lebensmittel müssen getrennt von den Handwaschbecken 

angeordnet sein. 

2. Waschbecken zum Reinigen von Lebensmitteln 

Geeignete Vorrichtungen zum Waschen der Lebensmittel müssen vorhanden sein. Jedes Waschbecken 

bzw. jede andere Vorrichtung zum Waschen von Lebensmitteln muss im Einklang mit den Vorschriften 

des Anhangs II Kapitel II der VO (EG) Nr. 852/2004 über eine angemessene Zufuhr von warmem 

und/oder kaltem Trinkwasser verfügen und sauber gehalten sowie erforderlichenfalls desinfiziert wer-

den. 

3. Aufbewahrung von Reinigungs- und Desinfektionsmittel 

Reinigungs- und Desinfektionsmittel sowie Reinigungs- und Desinfektionsgeräte dürfen nicht offen in 

der Küche aufbewahrt werden. Zur Aufbewahrung der Reinigungs- und Desinfektionsmittel bzw. der 

Reinigungs- und Desinfektionsgeräte ist ein geeigneter Raum oder ein geschlossener Schrank vorzuhal-

ten. 

4. Lagerung von Lebensmitteln 

Es müssen dem Betriebsumfang angemessen, ausreichend Lebensmittellager und insbesondere Kühl-

vorrichtungen vorhanden sein. 

5. Umkleideräume für Personal 

Für das Personal müssen angemessene Umkleideräume vorhanden sein. 

6. Lagerung von Lebensmittelabfällen 

Es sind geeignete Vorkehrungen für die Lagerung und Entsorgung von Lebensmittelabfällen zu treffen. 

Lebensmittelabfälle dürfen nicht gemeinsam mit Lebensmitteln gelagert werden. 

7. Toilettenraum 

Es müssen genügend Toiletten mit Wasserspülung und Kanalisationsanschluss für das Personal vor-

handen sein. 

Der Zugang zum Toilettenraum darf auf keinen Fall unmittelbar aus einem Raum erfolgen, in dem mit 

Lebensmitteln umgegangen wird.  

8. Wasserversorgung 

Es muss in ausreichender Menge Trinkwasser zur Verfügung stehen, das erforderlichenfalls zu verwen-

den ist, um zu gewährleisten, dass die Lebensmittel nicht kontaminiert werden. 

9. Belüftung 

Es muss eine ausreichende und angemessene, natürliche oder künstliche Belüftung gewährleistet sein. 

Künstlich erzeugte Luftströmungen aus einem kontaminierten in einen reinen Bereich sind zu vermei-

den. Die Lüftungssysteme müssen so installiert sein, dass Filter und andere Teile, die gereinigt oder 

ausgetauscht werden müssen, leicht zugänglich sind. 

Landratsamt Rastatt -Untere Baurechtsbehörde-

B
es

ta
nd

te
il 

de
r 

B
au

ge
ne

hm
ig

un
g 

vo
m

 1
1.

 J
un

i 2
02

6



2059-2025 

 

12/14 

10.  Abwasserleitungssysteme 

Abwasserleitungssysteme müssen zweckdienlich sein. Sie müssen so konzipiert und gebaut sein, dass 

jedes Kontaminationsrisiko vermieden wird. 

11.  Fenster und Öffnungen 

Fenster und andere Öffnungen müssen so gebaut sein, dass Schmutzansammlungen vermieden wer-

den. Soweit sie nach außen öffnen können, müssen sie erforderlichenfalls mit Insektengittern versehen 

sein, Die zu Reinigungszwecken leicht entfernt werden können. 

12.  Wände 

Die Wandflächen sind in einwandfreiem Zustand zu halten und müssen leicht zu reinigen und erforder-

lichenfalls zu desinfizieren sein. Sie müssen entsprechend wasserundurchlässig, wasserabstoßend und 

abriebfest sein und aus nicht toxischem Material bestehen sowie bis zu einer den jeweiligen Arbeits-

vorgängen angemessenen Höhe glatte Flächen aufweisen. 

13.  Vorrichtungen für Arbeitsgeräte 

Geeignete Vorrichtungen zum Reinigen, Desinfizieren und Lagern von Arbeitsgeräten und Ausrüstungs-

gegenständen müssen erforderlichenfalls vorhanden sein. Diese Vorrichtungen müssen aus korrosions-

festen Materialien hergestellt, leicht zu reinigen und über eine angemessene Warm- und Kaltwasserzu-

fuhr verfügen. 

Im Übrigen sind die lebensmittelhygienerechtlichen Anforderungen der Verordnung (EG) Nr. 852/2004 

des Europäischen Rates vom 29. April 2004, insbesondere Anhang II Kapitel I, II, V und VI zu beach-

ten. 

Hinweis 133: 

Die beiliegenden Merkblätter bitten wir zu beachten. 

Hinweis 135: 

Das Vorhaben befindet sich innerhalb des Bauschutzbereiches für den Regionalflughafen Söllingen (Ba-

den-Airpark). Damit kann für die Einrichtung der Baustelle, insbesondere für die Aufstellung von Bau-

geräten (wie zum Beispiel Bau- und Autokräne, Bohrgeräte), welche die zulässige Höhe überschreiten, 

eine luftrechtliche Genehmigung nach § 15 Abs. 2 Luftverkehrsgesetz erforderlich sein. 

Diese Genehmigung ist beim zuständigen Regierungspräsidium Stuttgart unter der unten angegebenen 

Adresse mindestens drei Wochen vor dem beabsichtigten Einsatz zu beantragen.  

Nähere Auskünfte sind erhältlich beim Bauamt des Bürgermeisteramtes Hügelsheim oder direkt beim 

zuständigen Regierungspräsidium Stuttgart, Referat 46.2 – Luftverkehr in der Industriestraße 5 in 

70565 Stuttgart. 

Hinweis: 

Das aktuelle Antragsformular auf luftrechtliche Genehmigung sowie die Hinweise dazu finden sich im 

Internet unter: 

https://rp.baden-

wuerttemberg.de/Themen/Verkehr/Luft/Documents/AntragLuftrechtlGenehmigung.pdf 
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https://rp.baden-

wuerttemberg.de/Themen/Verkehr/Luft/Documents/Antragsvoraussetzungen_Liste.pdf 

Auflage 144: 

Die im Lageplan eingetragenen Abstandsmaße sind für die Ausführung des Vorhabens verbindlich. Die 

festgelegte Geländeoberfläche und die Höhenlage der baulichen Anlage des Gebäudes sind entspre-

chend den Eintragungen in den Bauvorlagen zwingend einzuhalten. 

Auflage 154: 

Bei Stahlbetonarbeiten darf mit dem Betonieren erst nach Überprüfung der Bewehrung durch den 

Prüfingenieur begonnen werden. Die erforderliche besondere Überprüfung durch den Bauleiter bleibt 

hiervon unberührt. 

Auflage 160: 

Die im Bebauungsplan festgesetzten Pflanzgebote sind zu beachten. Die Pflanzgebote sind spätestens 

ein Jahr nach Fertigstellung der Baumaßnahme zu erfüllen. 

Auflage 165: 

Bei der Ausführung der Bauarbeiten sind insbesondere die Normen DIN 4123 (Gebäudesicherung im 

Bereich von Ausschachtungen, Gründungen und Unterfangungen im Bereich bestehender Gebäude) 

nach DIN 4124 (Baugruben und Gräben, Böschungen, Arbeitsraumbreiten, Verbau) zu beachten und 

einzuhalten. 

Hinweis 171: 

Über die Behandlung und Verwertung der im Zuge der Baumaßnahme anfallenden Bauabfälle gibt das 

beiliegende Merkblatt Aufschluss. Wir bitten, dies unbedingt zu beachten. 

Hinweis 195: 

Notwendige Treppen sind nach der Norm DIN 18065 auszubilden (Umwehrungen siehe § 16 Abs. 3 bis 

8 LBO). 

Hinweis 196: 

Geländer, Brüstungen oder Umwehrungen müssen entsprechend § 16 Abs. 3 bis 8 LBO ausgebildet 

werden. 

Hinweis 197: 

Treppen müssen einen festen und griffsicheren Handlauf haben. Ausnahmen regelt § 28 Abs. 5 LBO. 

Auflage 213:  

Der Bauherr hat für die ordnungsgemäße Ableitung des Oberflächen- und Abwassers auf seinem eige-

nen Grundstück zu sorgen. Vor Baubeginn muss die Entwässerungsgenehmigung der Gemeinde 

Hügelsheim vorliegen. Diese ist der Baurechtsbehörde auf Verlangen vorzulegen. Sollte die Gemeinde 

im Einzelfall auf einen Entwässerungsantrag verzichten, ist auf Verlangen eine entsprechende Bestäti-

gung der Gemeinde Hügelsheim vorzulegen. 
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Auflage 225a: 

Die in den Bauvorlagen dargestellten 27 Stellplätze sind Bestandteil der Baugenehmigung. Davon sind 

27 notwendige Stellplätze aufgrund des § 37 LBO. 

Die Stellplätze müssen bis zur Nutzungsaufnahme fertig gestellt sein. 

Auflage 225c: 

1 % der Stellplätze, jedoch mindestens ein Stellplatz ist als Behindertenstellplatz nach DIN 18040-1 

anzulegen und auszuweisen. 

Hinweis 226: 

Bitte beachten Sie die Vorgaben des Gebäude-Elektromobilitätsinfrastruktur-Gesetzes (GEIG) bezüglich 

der Ausstattung von Stellplätzen mit Leitungsinfrastruktur für die Elektromobilität. 

Auflage 227: 

Bei der Errichtung baulicher Anlagen sind notwendige Fahrrad-Stellplätze in solcher Zahl herzustellen, 

dass sie für die ordnungsgemäße Nutzung der Anlagen ausreichen. Die in den Bauvorlagen dargestell-

ten 17 Fahrrad-Stellplätze sind Bestandteil der Baugenehmigung und müssen bis zur Nutzungsauf-

nahme fertig gestellt sein. Sie müssen eine wirksame Diebstahlsicherung ermöglichen und von der öf-

fentlichen Verkehrsfläche ebenerdig, durch Rampen oder Aufzüge zugänglich sein (§ 37 LBO). 

Hinweis 500: 

Die Baugenehmigung beschränkt sich ausschließlich auf die beantragte und genehmigte Nutzung. Eine 

Änderung der genehmigten Nutzung (Nutzungsänderung) bedarf der erneuten Genehmigung. Dies gilt 

unabhängig davon, ob für die neue Nutzung bauliche Änderungen erforderlich sind oder nicht.  

91005 Hinweis zu bautechnischer Prüfung und Prüfauftrag 

 

 

 

Für das oben bezeichnete Bauvorhaben haben wir bereits am 19. Mai 2026 nach § 17 Ab-

satz 1 LBOVVO in Verbindung mit der Bauprüfverordnung (BauPrüfVO) den Auftrag zur 

bautechnischen Prüfung - der Auftrag umfasst die Prüfung und die Überwachung der Aus-

führung in konstruktiver Hinsicht - erteilt an den Prüfingenieur 

Herr 

Dipl.-Ing. Timo Winter 

Fritz-Erler-Str. 25 

76133 Karlsruhe 

Telefon +49721 829978 

Fax 0721 829975 

E-Mail: timo.winter@ingenieurgruppe-bauen.de 

Wir weisen Sie darauf hin, dass eine Ausführung der prüfpflichtigen Bauteile erst nach Zah-

lung des Kostenvorschusses an den Prüfingenieur und nach Abschluss der Prüfung für die 

entsprechenden Bauteile und erst nach Erteilung des Baufreigabescheines erfolgen darf. 
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Allgemeine Hinweise zur Baugenehmigung: 

1. Die Baugenehmigung wird unbeschadet privater Rechte Dritter erteilt (§ 58 Abs. 3 LBO). 

2. Die Baugenehmigung gilt auch für und gegen den Rechtsnachfolger des Bauherrn (§ 58 

Abs. 2 LBO). 

3. Die Baugenehmigung erlischt, wenn innerhalb von drei Jahren nach Erteilung der Genehmi-

gung mit der Bauausführung nicht begonnen oder wenn sie nach diesem Zeitraum ein Jahr 

unterbrochen worden ist. Diese Frist kann auf schriftlichen Antrag jeweils bis zu drei Jahre 

verlängert werden (§ 62 LBO). Für Baugenehmigungen, die zwischen dem 15. Februar 2026 

und dem 15. Februar 2030 erlassen wurden, gilt die nach § 3 Abs. 2 Satz 1 und Abs. 4 

KommRegBefrG beantragte und genehmigte erweiterte Geltungsdauer von fünf Jahren. 

4. Mit der Ausführung des Bauvorhabens einschließlich der genehmigungspflichtigen Grabar-

beiten darf erst nach Aushändigung des Baufreigabescheines (Roter Punkt) begonnen wer-

den. Der Baufreigabeschein (Roter Punkt) ist auf der Baustelle an einer von der Straße aus 

gut sichtbaren Stelle anzubringen und gegen Witterungseinflüsse zu schützen. Er darf erst 

nach Baufertigstellung entfernt werden. Der Baufreigabeschein ist an das Landratsamt Ras-

tatt -Amt für Baurecht, Naturschutz und Bußgeldverfahren- zurückzugeben, wenn das Amt 

für Baurecht, Naturschutz und Bußgeldverfahren dem Bauherrn nachträglich mitteilt, dass 

mit dem Bau nicht begonnen werden darf, der bereits begonnene Bau einzustellen ist oder 

wenn die Baugenehmigung erlischt. 

5. Bei der Bauausführung sind die am Bau beteiligten (Bauherr, Entwurfsverfasser, Bauleiter 

und Unternehmer) im Rahmen ihres Wirkungskreises dafür verantwortlich, dass neben den 

allgemein anerkannten Regeln der Technik die öffentlich-rechtlichen Vorschriften und die 

aufgrund dieser Vorschriften erlassenen Anordnungen eingehalten werden (§ 41 LBO). 

6. Es wird darauf hingewiesen, dass Verstöße gegen baurechtliche Bestimmungen und gegen 

diese Baugenehmigung als Ordnungswidrigkeit nach § 75 LBO verfolgt werden können. Die 

Ordnungswidrigkeit kann mit einer Geldbuße bis zu 100.000,00 € geahndet werden. 

7. Neu errichtete Gebäude, die Änderung der Grundflächen bestehender Gebäude und die Än-

derung der wesentlichen Zweckbestimmung sind zur Fortführung des Liegenschaftskatasters 

zu erfassen. Zu diesem Zweck sind die genannten Bauvorhaben nach ihrer Durchführung 

nach § 4 Abs. 2 Nr. 1 Vermessungsgesetz in der derzeit geltenden Fassung dem zuständi-

gen Vermessungsamt anzuzeigen. Auf die Anzeige kann verzichtet werden, wenn stattdes-

sen ein örtlich zugelassener öffentlich bestellter Vermessungsingenieur mit der Durchfüh-

rung der erforderlichen Vermessungsarbeiten beauftragt wird. Die Vermessungsarbeiten 

sind gebührenpflichtig. 

8. Die Unfallverhütungsvorschriften der Berufsgenossenschaft der Bauwirtschaft sind zu beach-

ten. Die für Ihr Bauvorhaben zuständige Geschäftsstelle ist die BG BAU - Berufsgenossen-

schaft der Bauwirtschaft Standort Karlsruhe, Steinhäuserstraße 10, 76135 Karlsruhe.             

Informationen erhalten Sie unter Telefon 0721 8102-0. 

9. Widerspruch und Anfechtungsklage eines Dritten (z.B. Nachbarn) haben nach § 212a Abs. 1 

BauGB keine aufschiebende Wirkung. Dritte können aber beim Verwaltungsgericht Karlsru-

he, Nördliche Hildapromenade 1 in 76133 Karlsruhe beantragen, dass die aufschiebende 

Wirkung des Rechtsbehelfs angeordnet wird. 
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Anlage 4

Eingangsvermerk der Gemeinde

Eingangsvermerk der Baurechtsbehörde

an die untere Baurechtsbehörde

Landratsamt Rastatt

Am Schlossplatz 5

76437 Rastatt

Aktenzeichen

Antrag auf 
 Baugenehmigung (§ 49 LBO)
 Bauvorbescheid (§ 57 LBO)

Über den Bauantrag kann nur entschieden werden, wenn die aufgrund § 53 Abs. 1 und 2 LBO in Verbindung mit der 
Verfahrensverordnung zur LBO notwendige Angaben im Bauantrag und in den Bauvorlagen enthalten sind. Sind Bauantrag 
oder Bauvorlagen unvollständig oder entsprechen sie nicht den Formanforderungen, kann der Bauantrag nach ergebnisloser 
Fristsetzung zurückgewiesen werden (§ 54 Abs. 1 LBO) 

1. Bauherr/in

Schwetlick Projekt Hügelsheim GmbH GmbH
Herr 
Schwetlick Schwetlick, Udo

Im Albersbach 64 / b

D - 77654 Offenburg

Vertreten durch
 Schwetlick Schwetlick, Udo

 Telefon:

0174 313 7947
0174 313 7947

 Telefax²:

 E-Mail-Adresse²:

udo.schwetlick@gmx.de

2. Baugrundstück

Gemeinde, Gemarkung, Flur, Flurstück, Straße, Haus-Nr.
Hügelsheim, Hügelsheim, -, 6090/0, Wagnerstraße 
Hügelsheim, Hügelsheim, -, 6091/0, Wagnerstraße 

3. Bauvorhaben

 Errichtung    Änderung    Nutzungsänderung Gebäudeklasse: 33

Genaue Bezeichnung des Vorhabens / der mit dem Bauvorbescheid zu klärenden Einzelfragen

Neubau: Betreutes Wohnen Hügelsheim

4. Entwurfsverfasser/in

Herr    Weustenenk, Gerard Derk

Aschaffenburger strasse 80 / c

1
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D - 63500 Seligenstadt

Telefon: 061829936736 oder 017656795927

Telefax²: 

E-Mail²: weustenenk@gmail.com

Bauvorlagenberechtigt
 als Architekt/in nach § 43 Abs. 3 Nr. 1 LBO, Architektenliste Nr. AKH Nr. 20032
 als Innenarchitekt/in nach § 43 Abs. 3 Nr. 2 LBO, Architektenliste Nr. 
 als Ingenieur/in der Fachrichtung Bauingenieurwesen nach § 43 Abs. 3 Nr. 3 LBO, Liste der 
Ingenieurkammer Nr. 
 als 

mit Bauvorlageberechtigung nach
 § 43 Abs. 4 LBO  § 43 Abs. 5 LBO 
 § 43 Abs. 7 LBO, Verzeichnis der Ingenieurkammer Nr. 
 § 43 Abs. 8 LBO, Verzeichnis der Ingenieurkammer Nr. 
 § 77 Abs. 2 LBO

Hinweis zum barrierefreien Bauen: 
Die Vorschriften zur Barrierefreiheit nach § 35 Abs. 1 und § 39 LBO sind zu beachten. Die Einzelanforderungen 
(Aufzüge, Bewegungsflächen etc.) an barrierefreie Anlagen ergeben sich aus den in der Verwaltungsvorschrift 
Technische Baubestimmungen (VwVTB) bekanntgemachten Normen DIN 18040 Teil 1 und Teil 2.

5. Bautechnische Vorlagen

 Das Bauvorhaben bedarf der bautechnischen Prüfung (§ 17 LBOVVO) 
 Das Bauvorhaben bedarf keiner bautechnischen Prüfung (§ 18 LBOVVO) 

5.1 Erklärung zum Standsicherheitsnachweis nach § 10 Abs. 2 i.V.m. § 10 Abs. 1  LBOVVO

Ich habe
mit der Erstellung des Standsicherheitsnachweises beauftragt.

Bauherr/in Datum, Unterschrift4

5.2 Angaben zur bautechnischen Prüfung nach § 17 und § 18 LBOVVO

 Die Voraussetzungen des § 18 für den Wegfall der bautechnischen Prüfung liegen vor. Der Verfasser des 
Standsicherheitsnachweises ist in die Liste nachweisberechtigter Personen im Bereich der Standsicherheit 

 bei der Ingenieurkammer Baden-Württemberg

 bei folgender Stelle  im Land 

eingetragen.

 Die Voraussetzungen des § 18 LBOVVO für den Wegfall der bautechnischen Prüfung liegen nicht vor.

6. Bauvorlagen und sonstige Anlagen
(Die Anzahl der Ausfertigungen ergibt sich aus § 2 Abs. 2 LBOVVO.)

Erklärung zur Bauleitung: Erklärung zur Bauleitung.pdf

Baubeschreibung: 5_2025-04 Baubeschreibung Anlage 2.pdf

Grundrisse: 2_1_G.01 0 ERDGESCHOSS.pdf, 2_2_G.02 1E OBERGESCHOSS.pdf, 2_3_G.03 2E 
OBERGESCHOSS.pdf

Schnitte: 3_1_G.04 SCHNITT S-01 -02 -03.pdf

Ansichten: 4_1_G.05 ANSICHTEN.pdf
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6. Bauvorlagen und sonstige Anlagen
(Die Anzahl der Ausfertigungen ergibt sich aus § 2 Abs. 2 LBOVVO.)

Sonstige Bauzeichnungen: 5_2504-AUSSENANLAGENPLAN.pdf

Lageplan schriftlicher Teil (§ 4 LBOVVO): 2_2504-lageplan_schriftlicher_Teil.pdf, 2_2504-Berechnungen zum 
schr Teil.pdf

Lageplan zeichnerischer Teil: 2_2504-lageplan_Zeichn. Teil.pdf, 2_2504-abstandsflächen.pdf

Stellplatznachweis für KFZ: 5_2025-04-Stellplätze.pdf

Stellplatznachweis für Fahrräder: 5_2025-04-Stellplätze.pdf

Flächen und Räume: 5-2025-04 Flächennachweiß.pdf

Statistikbogen Land: 5_2025-04_Statistikerhebungsbogen.pdf

7. Unterschriften

Entwurfsverfasser/in Datum, Unterschrift4

Bauherr/in Datum, Unterschrift4

Hinweis: Soweit die Unterschriften von am Bau Beteiligten vorstehend fehlen, erklärt der/die Bauherr/in mit der 
Einreichung auch, dass die entsprechenden Erklärungen und Bestätigungen ihm/ihr vorliegen oder mündlich 
abgegeben wurden.

8. Datenschutz – Einwilligungserklärung 
Daten über Bauvorhaben dürfen nur veröffentlicht oder an Dritte zur Veröffentlichung weitergegeben werden, 
wenn der/die Bauherr/in hierzu seine/ihre Einwilligung erteilt hat. Aus der Verweigerung der Einwilligung 
entstehen keine rechtlichen Nachteile. Die Nichtabgabe einer Erklärung gilt als Verweigerung. 
Als Bauherr/in bin ich damit einverstanden, dass die Angaben in den Nr. 1 bis 3 zur Veröffentlichung 
weitergegeben werden.

 ja  nein
 an das örtliche Amtsblatt
 an Verlage für Bautennachweise

Die Gemeinde ist unabhängig von der Einwilligung des/ der Bauherrn/in zur Bekanntgabe des Bauvorhabens in 
der Tagesordnung des Gemeinderats oder des zuständigen Ausschusses verpflichtet und zudem berechtigt, über 
die Sitzung im örtlichen Amtsblatt zu berichten.

Bauherr/in Datum, Unterschrift4

__________________________________
1 bitte Ansprechpartner/in anführen

² Angabe freiwillig

³ gemäß § 2 Abs. 4 LBO

4 nicht erforderlich bei Einreichung in Textform gemäß § 126 b BGB
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